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Beschlüsse des Ausschusses angenommen. 
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G e g e n ü b e r s t e l l u n g 
 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
 

 Beschlüsse des Ausschusses 

Gesetz zur Anpassung des Polizeigeset-
zes des Landes Nordrhein-Westfalen und 

des Gesetzes über Aufbau und Befug-
nisse der Ordnungsbehörden 

 

 Gesetz zur Anpassung des Polizeigeset-
zes des Landes Nordrhein-Westfalen und 

des Gesetzes über Aufbau und Befug-
nisse der Ordnungsbehörden 

 
Artikel 1 

Änderung des Polizeigesetzes des Lan-
des Nordrhein-Westfalen 

 
Das Polizeigesetz des Landes Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 25. Juli 2003 (GV. NRW. S. 441), 
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
[einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fund-
stelle des Sechsten Gesetzes zur Änderung 
des Polizeigesetzes des Landes Nordrhein-
Westfalen] geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 
 

 Artikel 1 
Änderung des Polizeigesetzes des Lan-

des Nordrhein-Westfalen 
 

Das Polizeigesetz des Landes Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 25. Juli 2003 (GV. NRW. S. 441), 
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
[einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fund-
stelle des Sechsten Gesetzes zur Änderung 
des Polizeigesetzes des Landes Nordrhein-
Westfalen] geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 
 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geän-
dert: 

 
a)  Die Angabe zu § 9 wird wie folgt ge-

fasst:  
 

„§ 9 Allgemeine Regeln, Befra-
gung, Auskunftspflicht“. 

 
b)  Die Angabe zum Zweiten Titel wird 

wie folgt gefasst: 
 

 1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geän-
dert: 

 
a)  unverändert 

 
 
 
 
 

b)  Die Angabe zum Zweiten Titel des 
Zweiten Unterabschnitts wird wie 
folgt gefasst: 

 
„Zweiter Titel 

Verarbeitung von personenbezogenen 
Daten“. 

 

 „Zweiter Titel 
Weiterverarbeitung von personenbezo-

genen Daten". 

c)  Die Angabe zu § 22 wird wie folgt 
gefasst: 
 
„§ 22 Datenspeicherung, Prüfungs-

termine“. 
 

d)  Nach der Angabe zu § 22 werden 
folgende Angaben eingefügt: 
 
„§ 22a Verarbeitung besonderer 

Kategorien personenbezogener 
Daten 

 

 c)  unverändert 
 
 
 
 
 

d)  unverändert 
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§ 22b Kennzeichnung in polizeili-
chen Dateisystemen“. 

 
e)  Die Angabe zu § 23 wird wie folgt 

gefasst:  
 
„§ 23 Weiterverarbeitung von per-

sonenbezogenen Daten, Zweck-
bindung, Zweckänderung“. 

 
f)  Die Angabe zu § 24 wird wie folgt 

gefasst:  
 
„§ 24 Weiterverarbeitung zu beson-

deren Zwecken“. 
 

g)  Nach der Angabe zu § 24 wird fol-
gende Angabe eingefügt: 
 
„§ 24a Weiterverarbeitung zu wis-

senschaftlichen Zwecken“. 
 

h)  In der Angabe zu § 26 werden nach 
dem Wort „Datenübermittlung“ die 
Wörter „, Übermittlungsverbote und 
Verweigerungsgründe“ eingefügt. 
 

i)  Die Angabe zu § 27 wird wie folgt 
gefasst:  
 
„§ 27 Datenübermittlung im inner-

staatlichen Bereich“. 
 

j)  Die Angabe zu § 28 wird wie folgt 
gefasst:  
 
„§ 28 Datenübermittlung im Bereich 

der Europäischen Union und de-
ren Mitgliedsstaaten“. 

 
k)  Die Angabe zu § 29 wird wie folgt 

gefasst:  
 

„§ 29 Datenübermittlung im interna-
tionalen Bereich“. 

 
l)  In der Angabe zu § 32 wird das 

Wort „Sperrung“ durch die Wörter 
„Einschränkung der Weiterverar-
beitung“ ersetzt.  
 
 

 
 
 

e)  unverändert 
 
 
 
 
 
 

f)  unverändert 
 
 
 
 
 

g)  unverändert 
 
 
 
 
 

h)  unverändert. 
 
 
 
 

i)  unverändert  
 
 
 
 
 

j)  unverändert 
 
 
 
 
 
 

k)  unverändert  
 
 
 
 
 

l)  unverändert  
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m)  Die Angabe zu § 33 wird wie folgt 
gefasst:  
 
„§ 33 Benachrichtigung bei ver-

deckten und eingriffsintensiven 
Maßnahmen“. 

 
n)  Nach der Angabe zu § 33 werden 

folgende Angaben eingefügt: 
 
„§ 33a Benachrichtigung im Falle 

der Verletzung des Schutzes 
personenbezogener Daten 

 
§ 33b Protokollierung bei verdeck-

ten oder eingriffsintensiven Maß-
nahmen 

 
§ 33c Datenschutzkontrolle“. 
 

o)  Nach der Angabe zu § 67 wird fol-
gende Angabe eingefügt: 
 
„§ 68 Berichtspflichten gegenüber 

dem Landtag“. 
 

m)  unverändert  
 
 
 
 
 
 

n)  unverändert 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

o)  unverändert 

2. § 9 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Die Überschrift zu § 9 wird wie folgt 
gefasst: 

 

 2. § 9 wird wie folgt geändert: 
 

a)  unverändert 
 

„§ 9  
Allgemeine Regeln, Befragung, Aus-

kunftspflicht“. 
 

  

b)  Dem Absatz 1 wird der folgende 
Absatz 1 vorangestellt:  

 
„(1) Die Polizei kann personenbe-
zogene Daten erheben, wenn  
 
1. ihre Kenntnis zur Erfüllung der 

ihr durch dieses Gesetz oder 
andere Rechtsvorschriften 
übertragenen Aufgaben erfor-
derlich ist, soweit nicht die §§ 
9 bis 46 die Erhebung beson-
ders regeln. Dies gilt auch für 
personenbezogene Daten, die 
von der betroffenen Person of-
fensichtlich öffentlich gemacht 
wurden oder 

 

 b)  unverändert 
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2. die betroffene Person wirksam 
im Sinne des § 38 des Daten-
schutzgesetzes Nordrhein-
Westfalen [einsetzen: Ausferti-
gungsdatum und Fundstelle], 
das zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom [einsetzen: Än-
derungsdatum und Fundstelle 
des (Name des Änderungsge-
setzes)] geändert worden ist, 
eingewilligt hat. 

 
Die Erhebung von besonderen Ka-
tegorien personenbezogener Daten 
richtet sich nach § 22a.“. 

 
c)  Der bisherige Absatz 1 wird Absatz 

2. 
 
d) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 

3 und in Satz 1 wird die Angabe „1“ 
durch die Angabe „2“ ersetzt. 

 
e)  Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 

4 und in Satz 2 wird die Angabe „1“ 
durch die Angabe „2“ ersetzt. 

 
f)  Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 

5. 
 

Der bisherige Absatz 5 wird aufge-
hoben. 

 
g)  Folgender Absatz 7 wird angefügt: 
 

„(7) Die Erhebung personenbezo-
gener Daten zu unbestimmten 
oder noch nicht bestimmbaren 
Zwecken ist unzulässig.“. 

 
3. § 14 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

a)  In Nummer 1 werden vor dem Wort 
„eine“ die Wörter „dies für“ und 
nach dem Wort „Identitätsfeststel-
lung“ die Wörter „unbedingt erfor-
derlich ist, insbesondere wenn 
dies“ eingefügt. 

 
b) In Nummer 2 wird nach dem Wort 

„Straftaten“ das Wort „unbedingt“ 
eingefügt.  

 

 c)  unverändert 
 
 
d) unverändert 
 
 
 
e)  Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 

4 und in Satz 2 wird die Angabe „1“ 
durch die Angabe „2“ ersetzt. 

 
f)  unverändert 
 
 
 
 
 
g)  unverändert 

 
 
 
 
 
 
3. unverändert 
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4. In § 14a Absatz 1 Satz 1 werden die 
Wörter „die Feststellung der Identität“ 
durch die Wörter „dies zur Feststellung 
der Identität unbedingt erforderlich ist, 
insbesondere wenn dies“ ersetzt. 

 

4. unverändert 
 

5. In § 15 Absatz 2 wird die Angabe „Abs. 
6 und 7“ durch die Wörter „Absatz 2 und 
3 und die Angabe „Abs. 5 und 6“ durch 
die Wörter „Absatz 3 und 4“ ersetzt. 

 

 5. unverändert 
 

6. § 15c wird wie folgt geändert:  
 

a)  Absatz 4 Satz 5 wird durch folgen-
den Satz ersetzt: 
 
„§ 32 Absatz 3 bleibt unberührt.“. 
 

b)  In Absatz 7 wird die Angabe „6 und 
7“ durch die Angaben „2 und 3“ er-
setzt.  

 
c)  Absatz 8 Satz 3 wird aufgehoben.  

 

 6. unverändert 
 

7. § 16a wird wie folgt geändert: 
 

a)  Absatz 2 Satz 2 und 3 werden auf-
gehoben. 

 
b)  Absatz 3 wird aufgehoben. 
 
c)  Absatz 4 wird Absatz 3 und in Satz 

1 wird die Angabe „bis 3“ durch die 
Angabe „und 2“ ersetzt. 

 

 7. unverändert 
 

8. § 17 wird wie folgt geändert:  
 
a)  Absatz 3 wird aufgehoben. 
 
b)  Absatz 4 wird Absatz 3 und in Satz 

4 werden die Angaben „7“ und „5“ 
jeweils durch die Angabe „3“ er-
setzt. 

 
c)  Die Absätze 5 und 6 werden aufge-

hoben. 
 
d)  Absatz 7 wird Absatz 4. 

 
 
 
 
 

 8. unverändert 
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9. § 18 wird wie folgt geändert: 
 
a) In Absatz 5 Satz 4 werden die An-

gaben „7“ und „5“ jeweils durch die 
Angabe „3“ ersetzt.  

 
b) Absatz 6 wird aufgehoben. 
 
c) Absatz 7 wird Absatz 6 und die 

Wörter „Absätze 5 bis 7“ werden 
durch die Angabe „Absatz 4“ er-
setzt. 

 

 9. unverändert 
 

10. § 19 wird wie folgt geändert: 
 
a) In Absatz 1 Satz 3 wird die Angabe 

„7“ durch die Angabe „4“ ersetzt. 
 
b) Absatz 3 wird aufgehoben.  

 

 10. unverändert 
 

11. § 20 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 4 Satz 2 wird wie folgt ge-
fasst: 

 
„§ 17 Absatz 4 gilt entsprechend.“. 
 

b) Absatz 5 wird aufgehoben.  
 

 11. unverändert 
 

12. § 20a wird wie folgt geändert: 
 
a) Absatz 4 wird aufgehoben. 
 
b) Absatz 5 wird Absatz 4.  
 
c) Absatz 6 wird aufgehoben. 
 
d)  Absatz 7 wird Absatz 6. 

 

 12. unverändert 
 

13. In § 20b Satz 5 werden die Wörter „4, 6 
und 7 gelten“ durch die Angabe „5 gilt“ 
ersetzt. 

 

 13. unverändert 
 

14. § 20c wird wie folgt geändert: 
 

a)  Absatz 8 wird wie folgt geändert:  
 

aa)  In Satz 6 wird nach dem Wort 
„Datenschutzkontrolle“ die 
Angabe „gemäß § 33c“ einge-
fügt. 

 

 14. § 20c wird wie folgt geändert: 
 

a)  unverändert 
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bb)  In Satz 7 werden die Wörter 
„Unterrichtung nach Absatz 
9“ durch die Wörter „Benach-
richtigung nach § 33 Absatz 2 
Satz 1“ und die Wörter „über 
das endgültige Absehen von 
der Benachrichtigung“ durch 
die Wörter „nach § 33 Absatz 
4 Satz 7“ ersetzt. 

 
b) Absatz 9 wird aufgehoben. 
 
c) Absatz 10 wird Absatz 9 und wie 

folgt gefasst: 
 

„(9) Bei der Erhebung von Daten 
nach den Absätzen 1 und 2 sind zu-
sätzlich zu den in § 33b Absatz 1 
und 2 genannten Angaben die An-
gaben zur Identifizierung des infor-
mationstechnischen Systems und 
die daran vorgenommenen, nicht 
nur flüchtigen Veränderungen zu 
protokollieren, sofern die Überwa-
chung mit einem Eingriff in von der 
betroffenen Person genutzte infor-
mationstechnische Systeme ver-
bunden ist.“. 
 
 
 
 
 

d) Absatz 11 wird aufgehoben. 
 
Der bisherige Buchstabe d wird 
Buchstabe e. 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

b) unverändert 
 
c) Absatz 10 wird Absatz 9 und wie 

folgt gefasst: 
 

„(9) Bei der Erhebung von Daten 
nach den Absätzen 1 und 2 sind die 
in § 33b Absatz 1 und 2 genannten 
Angaben zu protokollieren. Im Falle 
des Absatzes 2 sind darüber hinaus 
folgende Angaben zu protokollie-
ren: 
 
1. Angaben zur Identifizierung des 

informationstechnischen Sys-
tems und die daran vorgenom-
menen, nicht nur flüchtigen Ver-
änderungen, 

2. Angaben zum Hersteller des 
zur Datenerhebung eingesetz-
ten Mittels und zur ein-gesetz-
ten Softwareversion.“ 

 
d) Absatz 11 wird aufgehoben. 

15. § 21 Absatz 4 wird aufgehoben. 
 
 

 15. unverändert 
 

16. Die Überschrift zu „Zweiter Titel“ wird 
wie folgt gefasst: 

 

 16. Die Überschrift zu „Zweiter Titel“ wird 
wie folgt gefasst: 

 
„Zweiter Teil 

Weiterverarbeitung von personenbezo-
genen Daten“. 

 
 
 
 
 

 „Zweiter Titel 
Weiterverarbeitung von personenbezo-

genen Daten“. 
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17. § 22 wird wie folgt gefasst:  
 

„§ 22 
Datenspeicherung, Prüfungstermine 

 
 (1) Die Polizei kann rechtmäßig erlangte 

personenbezogene Daten in Akten und 
Dateisystemen speichern, soweit dies 
zur Erfüllung ihrer Aufgaben, zu einer 
zeitlich befristeten Dokumentation oder 
zur Vorgangsverwaltung erforderlich ist. 

 
 (2) Die Dauer der Speicherung ist auf 

das erforderliche Maß zu beschränken. 
Für automatisierte Dateisysteme sind 
Termine festzulegen, zu denen spätes-
tens überprüft werden muss, ob die 
suchfähige Speicherung von Daten wei-
terhin erforderlich ist (Prüfungstermine). 
Für nichtautomatisierte Dateisysteme 
und Akten sind Prüfungstermine oder 
Aufbewahrungsfristen festzulegen. Da-
bei sind der Speicherungszweck sowie 
Art und Bedeutung des Anlasses der 
Speicherung zu berücksichtigen. Die 
festzulegenden Prüfungstermine dürfen 
bei Erwachsenen zehn Jahre und bei 
Jugendlichen fünf Jahre nicht über-
schreiten. Die Frist beginnt regelmäßig 
mit dem Ende des Jahres, in dem das 
letzte Ereignis erfasst worden ist, das 
zur Speicherung der Daten geführt hat, 
jedoch nicht vor Entlassung des Be-
troffenen aus einer Justizvollzugsanstalt 
oder der Beendigung einer mit Frei-
heitsentziehung verbundenen Maßregel 
der Besserung und Sicherung. Werden 
innerhalb der in Satz 2 und 3 genannten 
Frist weitere personenbezogene Daten 
über dieselbe Person gespeichert, so 
gilt für alle Speicherungen gemeinsam 
der Prüftermin, der als letzter eintritt, o-
der die Aufbewahrungsfrist, die als 
letzte endet. Die Beachtung der Prü-
fungstermine und Aufbewahrungsfristen 
ist durch geeignete technische und or-
ganisatorische Maßnahmen zu gewähr-
leisten. 

 
 (3) Wird die betroffene Person rechts-

kräftig freigesprochen, die Eröffnung 
des Hauptverfahrens gegen sie unan-
fechtbar abgelehnt oder das Verfahren 

 17. unverändert 
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nicht nur vorläufig eingestellt, so ist die 
Speicherung unzulässig, wenn sich aus 
Gründen der Entscheidung ergibt, dass 
die betroffene Person die Tat nicht oder 
nicht rechtswidrig begangen hat. Sollte 
eine Speicherung wegen eines Restver-
dachts einer Straftat weiterhin zulässig 
sein, ist dessen Gewicht und der Grad 
des Verdachts zu dokumentieren.  

 
 (4) Prüfungstermine oder Aufbewah-

rungsfristen für die in Dateisystemen o-
der Akten suchfähig gespeicherten per-
sonenbezogenen Daten von Kindern 
dürfen zwei Jahre nicht überschreiten. 
Die Frist beginnt mit dem Tag der ersten 
Speicherung.  

 
 (5) Über Kontakt- oder Begleitpersonen 

einer Person, bei der Tatsachen die An-
nahme rechtfertigen, dass sie künftig 
Straftaten begehen wird, sowie über 
Auskunftspersonen kann die Polizei 
personenbezogene Daten suchfähig in 
Dateien speichern, verändern und nut-
zen, soweit dies zur vorbeugenden Be-
kämpfung von Straftaten von erhebli-
cher Bedeutung erforderlich ist. Die 
festzulegenden Prüftermine bei der 
Speicherung von Kontakt- und Begleit-
personen dürfen die Dauer eines Jahres 
nicht überschreiten. Die Verlängerung 
für jeweils ein weiteres Jahr ist zulässig, 
soweit die Voraussetzungen des Satzes 
1 weiterhin vorliegen, jedoch darf die 
Speicherungsdauer insgesamt drei 
Jahre nicht überschreiten. Die Entschei-
dung über die jeweilige Verlängerung 
trifft die Behördenleiterin oder der Be-
hördenleiter oder ein von ihr oder ihm 
beauftragter Beamter. 

 
 (6) Werden wertende Angaben über 

eine Person in Dateien gespeichert, 
muss feststellbar sein, bei welcher 
Stelle die den Angaben zugrunde lie-
genden Informationen vorhanden sind. 
Wertende Angaben dürfen nicht allein 
auf Informationen gestützt werden, die 
unmittelbar durch automatisierte Daten-
verarbeitung gewonnen wurden.“ 
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18. Nach § 22 werden die folgenden § 22a 
und 22b eingefügt: 

 

 18. Nach § 22 werden die folgenden § 22a 
und 22b eingefügt: 

 
„§ 22a 

Verarbeitung besonderer Kategorien 
personenbezogener Daten 

 

 „§ 22a 
Verarbeitung besonderer Kategorien 

personenbezogener Daten 
 

 (1) Die Verarbeitung von Daten im 
Sinne des § 36 Nummer 18 des Daten-
schutzgesetzes Nordrhein-Westfalen ist 
nur zulässig, wenn dies zur polizeilichen 
Aufgabenerfüllung gemäß dieses Ge-
setzes oder einer anderen Rechtsvor-
schrift unbedingt erforderlich ist. 

 
 (2) Die an Verarbeitungsvorgängen im 

Sinne des Absatz 1 Beteiligten sind für 
die besondere Schutzwürdigkeit dieser 
Daten zu sensibilisieren. Der Zugang zu 
den personenbezogenen Daten ist zu 
beschränken. Das gilt auch für Auf-
tragsverarbeiter im Sinne des § 36 
Nummer 10 des Datenschutzgesetzes 
Nordrhein-Westfalen. Durch geeignete 
technische und organisatorische Maß-
nahmen ist sicherzustellen, dass nach-
träglich überprüft werden kann, ob und 
von wem personenbezogene Daten im 
Sinne des Absatz 1 eingegeben, verän-
dert oder entfernt worden sind. 

 

 unverändert 

§ 22b 
Kennzeichnung in polizeilichen Da-

teisystemen 
 

 § 22b 
Kennzeichnung in polizeilichen Da-

teisystemen 
 

 (1) Bei der Speicherung in polizeilichen 
Dateisystemen sind personenbezogene 
Daten wie folgt zu kennzeichnen: 

 
1.  Angabe des Mittels der Erhebung 

der Daten einschließlich der An-
gabe, ob die Daten offen oder ver-
deckt erhoben wurden, 

2.  Angabe der Kategorie betroffener 
Personen im Sinne des § 42 des 
Datenschutzgesetzes Nordrhein-
Westfalen, zu denen die zur Identi-
fizierung dienenden Daten angelegt 
wurden, 

3. Angabe der  
a)  Rechtsgüter, deren Schutz die 

Erhebung dient oder 

  (1) Bei der Speicherung in polizeilichen 
Dateisystemen sind personenbezogene 
Daten wie folgt zu kennzeichnen: 

 
1.  Angabe des Mittels der Erhebung 

der Daten einschließlich der An-
gabe, ob die Daten offen oder ver-
deckt erhoben wurden, 

2.  Angabe der Kategorie betroffener 
Personen im Sinne des § 42 des 
Datenschutzgesetzes Nordrhein-
Westfalen, zu denen die zur Identi-
fizierung dienenden Daten angelegt 
wurden, 

3. Angabe der  
a)  Rechtsgüter, deren Schutz die 

Erhebung dient oder 
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b) Straftaten, deren Verhütung o-
der vorbeugende Bekämpfung 
die Erhebung dient oder 

4. Angabe der Stelle, die sie erhoben 
hat. 

 
Die Kennzeichnung nach Satz 1 soll 
auch durch die Angabe der Rechts-
grundlage der Datenerhebung ergänzt 
werden. 
 
(2) Personenbezogene Daten, die nicht 
entsprechend den Anforderungen des 
Absatzes 1 gekennzeichnet sind, dürfen 
solange nicht weiterverarbeitet oder 
übermittelt werden, bis eine Kennzeich-
nung entsprechend den Anforderungen 
des Absatzes 1 erfolgt ist.  

 

b) Straftaten, deren Verhütung  
oder vorbeugende Bekämp-
fung die Erhebung dient, 

4. Angabe der Stelle, die sie erhoben 
hat. 

 
Die Kennzeichnung nach Satz 1 soll 
auch durch die Angabe der Rechts-
grundlage der Datenerhebung ergänzt 
werden. 
 
(2) unverändert 

 

(3) Nach einer Übermittlung an eine an-
dere Stelle ist die Kennzeichnung durch 
diese Stelle aufrechtzuerhalten. 
 
(4) Eine Weiterverarbeitung oder Über-
mittlung ist auch zulässig, soweit in be-
sonderen Einzelfällen eine Kennzeich-
nung tatsächlich nicht möglich ist oder 
einen unverhältnismäßigen Aufwand er-
fordern würde. 

 
(5) Abweichend von Absatz 2 und 3 ist 
eine Weiterverarbeitung oder Übermitt-
lung personenbezogener Daten auch 
ohne eine Kennzeichnung zulässig 
nach den Bestimmungen des für die Da-
ten am 23. Mai 2018 jeweils geltenden 
Verfahrensverzeichnisses gemäß § 8 
des Datenschutzgesetzes Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekannt-
machung vom 9. Juni 2000 (GV. NRW. 
S. 542), das zuletzt durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 6. Dezember 2016 (GV. 
NRW. S. 1052) geändert worden ist, in 
der bis zum 24. Mai 2018 geltenden 
Fassung.“. 

 

 (3) unverändert 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

(4) Abweichend von Absatz 2 und 3 ist 
eine Weiterverarbeitung oder Übermitt-
lung personenbezogener Daten auch 
ohne eine Kennzeichnung zulässig 
nach den Bestimmungen des für die Da-
ten am 23. Mai 2018 jeweils geltenden 
Verfahrensverzeichnisses gemäß § 8 
des Datenschutzgesetzes Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekannt-
machung vom 9. Juni 2000 (GV. NRW. 
S. 542), das zuletzt durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 6. Dezember 2016 (GV. 
NRW. S. 1052) geändert worden ist, in 
der bis zum 24. Mai 2018 geltenden 
Fassung.“. 
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19. § 23 wird wie folgt gefasst: 
 

 19. unverändert 
 

„§ 23 
Weiterverarbeitung von personenbe-

zogenen Daten, Zweckbindung, 
Zweckänderung 

 

  

(1) Die Polizeibehörde kann personen-
bezogene Daten, die sie selbst erhoben 
hat, weiterverarbeiten 

 
1. zur Erfüllung derselben Aufgabe 

und 
2. zum Schutz derselben Rechtsgüter 

oder sonstigen Rechte oder zur 
Verhütung oder vorbeugenden Be-
kämpfung derselben Straftaten.  

 
Satz 1 gilt entsprechend für personen-
bezogene Daten, denen keine Erhe-
bung vorausgegangen ist, mit der Maß-
gabe, dass für die Weiterverarbeitung 
der Zweck der Verarbeitung zu berück-
sichtigen ist. Für die Weiterverarbeitung 
von personenbezogenen Daten, die aus 
Maßnahmen nach § 18 erlangt wurden, 
muss im Einzelfall eine Gefahr im Sinne 
des § 18 Absatz 1 vorliegen.  
 
(2) Die Polizeibehörde kann zur Erfül-
lung ihrer Aufgaben personenbezogene 
Daten zu anderen Zwecken als denjeni-
gen, zu denen sie erhoben worden sind, 
weiterverarbeiten, wenn 
 
1. mindestens 

a) vergleichbar schwerwiegende 
Straftaten verhütet oder vor-
beugend bekämpft oder 

b) vergleichbar bedeutsame 
Rechtsgüter oder sonstige 
Rechte geschützt werden sol-
len und 

2. sich im Einzelfall Anhaltspunkte 
a) zur Verhütung oder vorbeu-

genden Bekämpfung solcher 
Straftaten ergeben oder  

  

b) zur Abwehr einer innerhalb ei-
nes absehbaren Zeitraums 
drohenden Gefahr für mindes-
tens vergleichbar bedeutsame 
Rechtsgüter oder sonstige 
Rechte erkennen lassen. 
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Satz 1 gilt entsprechend für personen-
bezogene Daten, denen keine Erhe-
bung vorausgegangen ist, mit der Maß-
gabe, dass für die Weiterverarbeitung 
der Zweck der Verarbeitung zu berück-
sichtigen ist. Die §§ 24 und 24a bleiben 
unberührt. Personenbezogene Daten, 
die rechtmäßig zu den in § 11 genann-
ten Zwecken erhoben wurden, dürfen 
nicht zu anderen Zwecken genutzt wer-
den. Für die Weiterverarbeitung von Da-
ten, die aus Maßnahmen nach § 18 er-
langt wurden, gilt Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 2 mit der Maßgabe entsprechend, 
dass im Einzelfall eine Gefahr im Sinne 
des § 18 Absatz 1 vorliegen muss. 

 
(3) Abweichend von Absatz 2 können 
die vorhandenen, zur Identifizierung 
dienenden Daten einer Person, insbe-
sondere Name, Geschlecht, Geburtsda-
tum, Geburtsort, derzeitige und frühere 
Staatsangehörigkeit, Anschrift (Grund-
daten), auch weiterverarbeitet werden, 
um diese Person zu identifizieren. Die 
§§ 24 und 24a und bleiben unberührt. 

 
(4) Abweichend von Absatz 2 können 
rechtmäßig erhobene personenbezo-
gene Daten allein zum Zwecke der Vor-
gangsverwaltung oder zu einer zeitlich 
befristeten Dokumentation weiterverar-
beitet werden.  

 
(5) Bei der Weiterverarbeitung von per-
sonenbezogenen Daten stellt die Polizei 
durch technische und organisatorische 
Vorkehrungen sicher, dass die Absätze 
1 bis 4 beachtet werden. 

 
(6) Die Absätze 2 bis 5 gelten auch für 
die Weiterverarbeitung der im Rahmen 
der Verfolgung von Straftaten gewonne-
nen personenbezogenen Daten zum 
Zwecke der Gefahrenabwehr im Sinne 
des § 1 Absatz 1. Eine suchfähige Spei-
cherung dieser Daten in Dateisystemen 
und Akten ist nur über Personen zuläs-
sig, gegen die ein strafrechtliches Er-
mittlungsverfahren eingeleitet worden 
ist.“. 
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20. § 24 wird wie folgt geändert: 
 

a) Die Überschrift wird wie folgt ge-
fasst:  

 

 20. § 24 wird wie folgt geändert: 
 

a) unverändert  
 

„§ 24 
Weiterverarbeitung zu besonderen 

Zwecken“. 
 

  

b) Die Absätze 1 bis 4 werden aufge-
hoben.  

 
c) Die Absätze 5 bis 7 werden die Ab-

sätze 1 bis 3. 
 
d) Im neuen Absatz 1 wird folgender 

Satz angefügt: 
 

„Die Verarbeitung von besonderen 
Kategorien personenbezogener 
Daten richtet sich nach § 22a.“. 

 
e) Im neuen Absatz 2 wird nach dem 

Wort „zu“ das Wort „polizeilichen“ 
eingefügt. 

 
 

 b) unverändert 
 
 
 
 
 
c) Absatz 5 wird Absatz 1 und folgen-

der Satz wird angefügt: 
 
 „Die Verarbeitung von besonderen 

Kategorien personenbezogener 
Daten richtet sich nach § 22a." 

 
d) Absatz 6 wird Absatz 2 und nach 

den Wörtern „Daten zu" wird das 
Wort „polizeilichen" eingefügt. 

 
e) Absatz 7 wird Absatz 3. 
 

 
21. Nach § 24 wird folgender § 24a einge-

fügt: 
 

 21. unverändert 

„§ 24a 
Weiterverarbeitung zu wissenschaft-

lichen Zwecken 
 

  

(1) Abweichend von den §§ 17 und 40 
des Datenschutzgesetzes Nordrhein-
Westfalen ist eine Weiterverarbeitung o-
der Übermittlung von personenbezoge-
nen Daten, die aus Maßnahmen nach § 
18 erlangt wurden, ausgeschlossen. 
Dies gilt nicht, soweit die Weiterverar-
beitung für die polizeiliche Eigenfor-
schung und Evaluierung unerlässlich 
ist.  

 
(2) Personenbezogene Daten dürfen 
nur an Amtsträger, für den öffentlichen 
Dienst besonders Verpflichtete oder 
Personen, die zur Geheimhaltung ver-
pflichtet worden sind, übermittelt wer-
den.  
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(3) Durch geeignete technische und or-
ganisatorische Maßnahmen hat die wis-
senschaftliche Forschung betreibende 
Stelle zu gewährleisten, dass die Daten 
gegen unbefugte Kenntnisnahme ge-
schützt sind.“. 

 
22. § 26 wird wie folgt geändert: 
 

a) In der Überschrift werden nach dem 
Wort „Datenübermittlung“ die Wör-
ter „, Übermittlungsverbote und 
Verweigerungsgründe“ angefügt. 

 
b) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 

„(1) Die Polizei kann personenbe-
zogene Daten unter Beachtung des 
§ 23 auf der Grundlage der nach-
stehenden Regelungen übermit-
teln. Personenbezogene Daten von 
Kontakt- und Begleitpersonen dür-
fen nur an Polizeibehörden über-
mittelt werden.“. 

 
 

c) Absatz 5 wird Absatz 1 und folgen-
der Satz wird angefügt:  

 
d) Absatz 6 wird Absatz 2 und nach 

den Wörtern „Zeitpunkt zu“ wird das 
Wort „polizeilichen“ eingefügt. 

 
e) Nach Absatz 2 werden die folgen-

den Absätze 3 bis 6 eingefügt: 
 

„(3) Sind mit personenbezogenen 
Daten, die übermittelt werden dür-
fen, weitere personenbezogene 
Daten der betroffenen Person oder 
eines Dritten in Akten so verbun-
den, dass eine Trennung nicht oder 
nur mit einem unverhältnismäßig 
großen Aufwand möglich ist, so ist 
die Übermittlung auch dieser Daten 
zulässig, soweit nicht berechtigte 
Interessen der betroffenen Person 
oder eines Dritten an der Geheim-
haltung offensichtlich überwiegen. 
Eine Verwendung dieser Daten ist 

 22. § 26 wird wie folgt geändert: 
 

a) unverändert 
 
 
 
 
b) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 

„(1) Die Polizei kann personenbe-
zogene Daten unter Beachtung des 
§ 23 auf der Grundlage der nach-
stehenden Regelungen übermit-
teln. Personenbezogene Daten von 
Kontakt- und Begleitpersonen, die 
nach § 22 Absatz 5 Satz 1 gespei-
chert wurden, dürfen nur an Polizei-
behörden übermittelt werden.“. 

 
c)  Absatz 2 wird aufgehoben. 
 
 
d)  Absatz 3 wird Absatz 2. 
 
 
 
e) unverändert 
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unzulässig. Dies ist dem Empfän-
ger der übermittelten Daten mitzu-
teilen. 

 
(4) § 54 Absatz 3 Satz 2 des Daten-
schutzgesetzes Nordrhein-Westfa-
len bleibt unberührt.  
 
(5) Die Übermittlung unterbleibt, 
wenn unter Berücksichtigung der 
Art der Daten und ihrer Erhebung 
die schutzwürdigen Interessen der 
betroffenen Person das Allgemein-
interesse an der Übermittlung über-
wiegen oder besondere gesetzliche 
Verwendungsregelungen entge-
genstehen. Die Verpflichtung zur 
Wahrung gesetzlicher Geheimhal-
tungspflichten oder besonderer Be-
rufs- oder Amtsgeheimnisse, die 
nicht auf gesetzlichen Vorschriften 
beruhen, bleibt unberührt. 

 

  

(6) Eine Datenübermittlung nach 
den §§ 27 bis 29 unterbleibt dar-
über hinaus,  
 
1. wenn hierdurch Sicherheitsin-

teressen des Bundes oder der 
Länder wesentlich beeinträch-
tigt würden, 

2. wenn hierdurch der Erfolg lau-
fender Ermittlungen oder Leib, 
Leben oder Freiheit einer Per-
son gefährdet würde, 

3. soweit Grund zu der Annahme 
besteht, dass durch sie gegen 
den Zweck eines deutschen 
Gesetzes verstoßen würde o-
der  

4. wenn tatsächliche Anhalts-
punkte dafür vorliegen, dass 
die Übermittlung der Daten zu 
den in der Charta der Grund-
rechte der Europäischen 
Union enthaltenen Grundsät-
zen, insbesondere dadurch, 
dass durch die Nutzung der 
übermittelten Daten im Emp-
fängerstaat Verletzungen von 
elementaren rechtsstaatlichen 
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Grundsätzen oder Menschen-
rechtsverletzungen drohen, in 
Widerspruch stünde.“. 

 
f) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 

7 und wie folgt geändert: 
 

aa) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 
 

„Eine Verarbeitung zu ande-
ren Zwecken ist unter Beach-
tung des § 23 zulässig.“. 
 

bb) Folgende Sätze werden an-
gefügt: 

 
„Bei personenbezogenen Da-
ten, die aus Maßnahmen 
nach § 18 stammen, ist dies 
nur mit ausdrücklicher Zu-
stimmung der übermittelnden 
Stelle zulässig. Ausländische 
öffentliche Stellen im Bereich 
der Europäischen Union und 
deren Mitgliedstaaten und 
Drittstaaten und internatio-
nale Organisationen sowie 
Personen und Stellen außer-
halb des öffentlichen Be-
reichs sind bei der Daten-
übermittlung darauf hinzuwei-
sen.“. 

 
g) Folgender Absatz 8 wird angefügt: 
 

„(8) Andere Rechtsvorschriften für 
die Datenübermittlung bleiben un-
berührt.“. 

 

 
 
 
 
f) unverändert 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

g) unverändert 

23. § 27 wird wie folgt geändert: 
 

a) In der Überschrift werden die Wör-
ter „zwischen Polizeibehörden“ 
durch die Wörter „im innerstaatli-
chen Bereich“ ersetzt. 

 
b) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Satz 1 werden nach dem 
Wort „Aufgaben“ die Wörter 
„oder der des Empfängers“ 
eingefügt. 

 

 23. unverändert 
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bb) In Satz 2 werden die Wörter 
„zulässig, soweit die Daten 
auch zu diesem Zweck erho-
ben werden dürfen“ durch die 
Wörter „für die nach § 11 er-
hobenen Daten nicht zuläs-
sig“ ersetzt. 

 
cc) Satz 3 wird aufgehoben. 
 

c) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 
 

„(2) Die Polizei kann an andere als 
die in Absatz 1 genannten Behör-
den und sonstige öffentliche Stellen 
personenbezogene Daten übermit-
teln, soweit dies 

 
1. in anderen Rechtsvorschriften 

vorgesehen ist oder 
2. 

a) zur Erfüllung polizeilicher 
Aufgaben, 

b) zur Abwehr einer Gefahr 
durch die empfangende 
Stelle, 

c) auf Grund tatsächlicher 
Anhaltspunkte zur Wahr-
nehmung einer sonstigen 
Gefahrenabwehraufgabe 
durch die empfangende 
Stelle, 

d) zur Verhütung oder Besei-
tigung erheblicher Nach-
teile für das Gemeinwohl 
oder 

e) zur Verhütung oder Besei-
tigung einer schwer wie-
genden Beeinträchtigung 
der Rechte einer Person 

erforderlich ist.“. 
 

d) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 
 

„(3) Die Polizei kann personenbe-
zogene Daten an Personen oder 
Stellen außerhalb des öffentlichen 
Bereichs übermitteln, soweit dies 

 
1. gemäß Absatz 2 Nummer 2 

Buchstabe a, b, d oder e erfor-
derlich ist, 
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2. die oder der Auskunftsbegeh-
rende ein rechtliches Interesse 
an der Kenntnis der zu übermit-
telnden Daten glaubhaft macht 
und kein Grund zu der An-
nahme besteht, dass das Ge-
heimhaltungsinteresse der be-
troffenen Person überwiegt o-
der 

3. der oder die Auskunftsbegeh-
rende ein berechtigtes Inte-
resse geltend macht und offen-
sichtlich ist, dass die Daten-
übermittlung im Interesse der 
betroffenen Person liegt und 
sie in Kenntnis der Sachlage 
ihre Einwilligung hierzu erteilen 
würde.“. 

 
 

  

24. Die §§ 28 und 29 werden wie folgt ge-
fasst: 

 

 24. Die §§ 28 und 29 werden wie folgt ge-
fasst: 

 
„§ 28 

Datenübermittlung im Bereich der 
Europäischen Union und deren Mit-

gliedsstaaten 
 

 „§ 28 
Datenübermittlung im Bereich der 

Europäischen Union und deren Mit-
gliedsstaaten 

 
(1) § 27 gilt entsprechend für die Über-
mittlung von personenbezogenen Daten 
an 

 
1. Polizeibehörden,  
2. öffentliche und nichtöffentliche Stel-

len in Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union und 

3. zwischen- und überstaatliche Stel-
len der Europäischen Union oder 
deren Mitgliedstaaten, die mit Auf-
gaben der Gefahrenabwehr sowie 
Verhütung von Straftaten und de-
ren vorbeugende Bekämpfung be-
fasst sind. 

 
(2) Die Zulässigkeit der Übermittlung 
personenbezogener Daten durch die 
Polizei an eine Polizeibehörde oder eine 
sonstige für die Verhütung von Strafta-
ten oder deren vorbeugende Bekämp-
fung zuständige öffentliche Stelle eines 
Mitgliedstaates der Europäischen Union 

  unverändert  
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auf der Grundlage besonderer völker-
rechtlicher Vereinbarungen bleibt unbe-
rührt. 

 
§ 29 

Datenübermittlung 
im internationalen Bereich 

 

 § 29 
Datenübermittlung 

im internationalen Bereich 
 

(1) Eine Übermittlung personenbezoge-
ner Daten an andere als die in § 28 Ab-
satz 1 Nummer 2 genannten Staaten 
(Drittländer) und andere als in § 28 Ab-
satz 1 Nummer 3 genannte über- und 
zwischenstaatliche Stellen ist unter Be-
achtung der §§ 62 bis 65 des Daten-
schutzgesetzes Nordrhein-Westfalen 
zulässig, soweit dies zur Erfüllung poli-
zeilicher Aufgaben oder zur Abwehr ei-
ner erheblichen Gefahr durch die emp-
fangende Stelle erforderlich. Entspre-
chendes gilt, wenn tatsächliche Anhalt-
punkte dafür bestehen, dass Straftaten 
von erheblicher Bedeutung begangen 
werden sollen und die Datenübermitt-
lung zur Verhinderung dieser Straftaten 
erforderlich ist. § 23 gilt auch bei der Da-
tenübermittlung in Drittstaaten. § 28 Ab-
satz 2 gilt entsprechend.  

 
(2) Bei Übermittlungen nach dieser Vor-
schrift hat die Polizei einen Nachweis zu 
führen, aus dem der Anlass, der Inhalt, 
die empfangende Stelle, der Tag der 
Übermittlung sowie die Aktenfundstelle 
hervorgehen. Er ist am Ende des Kalen-
derjahres, das dem Jahr seiner Erstel-
lung folgt, zu löschen oder zu vernich-
ten. Die Löschung oder Vernichtung un-
terbleibt, solange der Nachweis noch für 
eine bereits eingeleitete Datenschutz-
kontrolle nach § 33c erforderlich ist oder 
Grund zu der Annahme besteht, dass im 
Falle einer Löschung schutzwürdige Be-
lange der betroffenen Person beein-
trächtigt würden.“. 

 

 (1) Eine Übermittlung personenbezoge-
ner Daten an andere als die in § 28 Ab-
satz 1 Nummer 2 genannten Staaten 
(Drittländer) und andere als in § 28 Ab-
satz 1 Nummer 3 genannte über- und 
zwischenstaatliche Stellen ist unter Be-
achtung der §§ 62 bis 65 des Daten-
schutzgesetzes Nordrhein-Westfalen 
zulässig, soweit dies zur Erfüllung poli-
zeilicher Aufgaben oder zur Abwehr ei-
ner erheblichen Gefahr durch die emp-
fangende Stelle erforderlich ist. Ent-
sprechendes gilt, wenn tatsächliche An-
haltpunkte dafür bestehen, dass Strafta-
ten von erheblicher Bedeutung began-
gen werden sollen und die Datenüber-
mittlung zur Verhinderung dieser Straf-
taten erforderlich ist. § 23 gilt auch bei 
der Datenübermittlung in Drittstaaten. 
§ 28 Absatz 2 gilt entsprechend.  

 
(2) unverändert 

 

25. § 30 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:  
 

„(3) Die Polizei kann an öffentliche Stel-
len sowie über- und zwischenstaatliche 
Stellen der Europäischen Union und de-
ren Mitgliedsstaaten sowie an Drittstaa-
ten und andere als in § 28 Absatz 1 

 25. § 30 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:  
 

„(3) Die Polizei kann an öffentliche Stel-
len sowie über- und zwischenstaatliche 
Stellen der Europäischen Union und de-
ren Mitgliedsstaaten sowie an Drittstaa-
ten und andere als in § 28 Absatz 1 
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Nummer 3 genannte über- und zwi-
schenstaatliche Stellen Ersuchen auf 
Übermittlung von personenbezogenen 
Daten stellen, soweit die Voraussetzun-
gen für eine Datenerhebung vorliegen 
und gesetzlich nichts anderes bestimmt 
ist. 
„Sollten zu diesem Zweck personenbe-
zogene Daten an öffentliche Stellen ei-
nes Drittstaates übermittelt werden, gel-
ten § 26 Absätze 5 und 6 sowie § 29.“. 
 

Nummer 3 genannte über- und zwi-
schenstaatliche Stellen Ersuchen auf 
Übermittlung von personenbezogenen 
Daten stellen, soweit die Voraussetzun-
gen für eine Datenerhebung vorliegen 
und gesetzlich nichts anderes bestimmt 
ist. 
Sollten zu diesem Zweck personenbe-
zogene Daten an öffentliche Stellen ei-
nes Drittstaates übermittelt werden, gel-
ten § 26 Absätze 5 und 6 sowie § 29.“. 
 
 

26. Die §§ 32 und 33 werden wie folgt ge-
fasst: 

 

 26. Die §§ 32 und 33 werden wie folgt ge-
fasst: 

 
„§ 32 

Berichtigung, Löschung und Ein-
schränkung der Weiterverarbeitung 

von Daten 
 

 „§ 32 
Berichtigung, Löschung und Ein-

schränkung der Weiterverarbeitung 
von Daten 

 
(1) Personenbezogene Daten sind nach 
Maßgabe des § 54 in Verbindung mit § 
50 Absatz 3 bis 5 des Datenschutzge-
setzes Nordrhein-Westfalen zu berichti-
gen, zu löschen oder in der Verarbei-
tung einzuschränken. Darüber hinaus 
sind personenbezogene Daten zu lö-
schen und die dazugehörigen Akten zu 
vernichten, wenn 

 
1. dies durch dieses Gesetz bestimmt 

ist, 
2. die Speicherung nicht zulässig ist o-

der 
3. bei der zu bestimmten Terminen 

vorzunehmenden Prüfung oder aus 
Anlass einer Einzelfallbearbeitung 
festgestellt wird, dass die Daten für 
die Erfüllung der Aufgaben der 
speichernden Stelle nicht mehr er-
forderlich sind. 

 
In Bezug auf Nummer 3 sind die in die-
sem Zusammenhang in Dateien suchfä-
hig gespeicherten personenbezogenen 
Daten zu löschen sowie die zu der Per-
son suchfähig angelegten Akten zu ver-
nichten. Dies gilt auch, wenn der Ver-
dacht einer Straftat gegen die Person 
entfallen ist. 

 

 unverändert 
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Eine nach Satz 2 Nummer 3 vorzuneh-
mende Aktenvernichtung ist nur durch-
zuführen, wenn die gesamte Akte für die 
Aufgabenerfüllung nicht mehr erforder-
lich ist, es sei denn, dass die betroffene 
Person die Vernichtung von Teilen der 
Akte verlangt und die weitere Speiche-
rung sie in unangemessener Weise be-
einträchtigt. Soweit hiernach eine Ver-
nichtung nicht in Betracht kommt, sind 
die Daten in ihrer Verarbeitung einzu-
schränken und mit einem entsprechen-
den Vermerk zu versehen.  

 
Andere als die in den Sätzen 2 und 5 
genannten Akten sind nach Ablauf der 
jeweiligen Aufbewahrungsfristen zu ver-
nichten.  

 
(2) Stellt die Polizei fest, dass personen-
bezogene Daten in Akten unrichtig sind, 
ist die gemäß § 54 Absatz 1 des Daten-
schutzgesetzes Nordrhein-Westfalen 
genannte Berichtigungspflicht dadurch 
zu erfüllen, dass dies in der Akte ver-
merkt oder auf sonstige Weise festge-
halten wird. Dabei ist in geeigneter 
Weise kenntlich zu machen, zu wel-
chem Zeitpunkt und aus welchem 
Grund diese Daten unrichtig waren oder 
geworden sind. Bestreitet die betroffene 
Person die Richtigkeit sie betreffender 
personenbezogener Daten und lässt 
sich weder die Richtigkeit noch die Un-
richtigkeit feststellen, sind die Daten 
entsprechend zu kennzeichnen, um 
eine Verarbeitungseinschränkung nach 
§ 50 Absatz 1 Satz 3 des Datenschutz-
gesetzes Nordrhein-Westfalen zu er-
möglichen. 

 
(3) Löschung und Vernichtung unter-
bleiben in den in § 50 Absatz 3 des Da-
tenschutzgesetzes Nordrhein-Westfa-
len genannten Fällen. Darüber hinaus 
unterbleiben Löschung und Vernich-
tung, wenn 

 
1. Grund zu der Annahme besteht, 

dass schutzwürdige Belange der 
betroffenen Person beeinträchtigt 
werden, 
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2. die Daten zur Behebung einer be-
stehenden Beweisnot unerlässlich 
sind oder 

3. die Nutzung der Daten zu wissen-
schaftlichen Zwecken erforderlich 
ist; § 24a bleibt unberührt.  

 
In diesen Fällen sind die Daten in ihrer 
Verarbeitung einzuschränken und mit 
einem entsprechenden Vermerk zu ver-
sehen. Sie dürfen nur zu den in Satz 1 
genannten Zwecken oder sonst mit Ein-
willigung der betroffenen Person ge-
nutzt werden. Im Falle des Satzes 1 
Nummer 3 gilt § 24a.  

 
(4) Vor einer Löschung oder Vernich-
tung ist ein Anbieten für eine Über-
nahme durch das Landesarchiv Nord-
rhein-Westfalen gemäß § 4 Absatz 1 
des Archivgesetzes Nordrhein-Westfa-
len vom 16. März 2010 (GV. NRW. S. 
188), das zuletzt durch Gesetz vom 16. 
September 2014 (GV. NRW. S. 603) ge-
ändert worden ist, zu prüfen, soweit ar-
chivrechtliche Regelungen dies vorse-
hen. 

 
§ 33 

Benachrichtigung 
bei verdeckten und eingriffsintensi-

ven Maßnahmen 
 

 § 33 
Benachrichtigung 

bei verdeckten und eingriffsintensi-
ven Maßnahmen 

 
(1) Über eine Maßnahme gemäß § 16a 
Absatz 1, §§ 17 bis 21 und 31 sind zu 
benachrichtigen im Falle  

 
1. des § 16a Absatz 1 und des § 17, 

die Zielperson und die erheblich 
mitbetroffenen Personen, 

2. des § 18 
a) die Person, gegen die sich die 

Maßnahme richtete,  
b) sonstige überwachte Personen 

oder 
c) Personen, die die überwachte 

Wohnung zur Zeit der Durch-
führung der Maßnahme inne-
hatten oder bewohnten, 

3. der §§ 19 und 20,  
a) die Zielperson,  
b) die erheblich mitbetroffenen 

Personen, 

 (1) unverändert 
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c) die Personen, deren nicht all-
gemein zugängliche Wohnung 
durch die Vertrauensperson o-
der den verdeckten Ermittler 
betreten wurde, 

4. des § 20a Absatz 1 Nummer 2 (Ver-
kehrsdaten) die Beteiligten der be-
troffenen Telekommunikation, 

5. des § 20a Absatz 1 Nummer 3 (Nut-
zungsdaten) der Nutzer, 

6. des § 20b die Zielperson, 
7. des § 20c die Beteiligten der über-

wachten Telekommunikation, 
8. des § 21 die Zielperson und die 

Personen, deren personenbezo-
gene Daten gemeldet wurden; die 
Benachrichtigung umfasst auch die 
Tatsache der Löschung.  

 
(2) Die Benachrichtigung erfolgt, sobald 
dies ohne Gefährdung des Zwecks der 
Maßnahme möglich ist. Sind die perso-
nenbezogenen Daten in ein Strafverfah-
ren eingeführt worden, so ist vor Be-
nachrichtigung an die im Absatz 1 ge-
nannten betroffenen Personen die Zu-
stimmung der zuständigen Staatsan-
waltschaft einzuholen. Eine Benachrich-
tigung nach Absatz 1 Nummer 3 erfolgt, 
sobald dies auch ohne Gefährdung der 
Möglichkeit der weiteren Verwendung 
der Vertrauensperson oder verdeckten 
Ermittlers möglich ist.  

 
 
 
 
 
 

(3) Die Benachrichtigung nach Absatz 2 
unterbleibt, soweit dies im überwiegen-
den Interesse der betroffenen Person 
liegt oder der Benachrichtigung schutz-
würdige Belange einer anderen be-
troffenen Person entgegenstehen. Zu-
dem kann die Benachrichtigung der ge-
mäß Absatz 1 Nummer 4 und 7 genann-
ten Personen, gegen die sich die Maß-
nahme nicht gerichtet hat, unterbleiben, 
wenn diese von der Maßnahme nur un-
erheblich betroffen sind und anzuneh-
men ist, dass sie kein Interesse an der 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Die Benachrichtigung erfolgt, sobald 
dies ohne Gefährdung des Zwecks der 
Maßnahme, des Bestandes des Staa-
tes, von Leib, Leben oder Freiheit einer 
Person oder Sachen von bedeutendem 
Wert, deren Erhaltung im öffentlichen 
Interesse geboten ist, möglich ist. Im 
Falle des Absatzes 1 Nr. 3 erfolgt die 
Benachrichtigung erst, sobald dies auch 
ohne Gefährdung der Möglichkeit der 
weiteren Verwendung des Verdeckten 
Ermittlers oder der Vertrauensperson 
möglich ist. Wird wegen des zugrunde 
liegenden Sachverhaltes ein strafrecht-
liches Ermittlungsverfahren geführt, ist 
vor Benachrichtigung der in Absatz 1 
genannten Personen die Zustimmung 
der zuständigen Strafverfolgungsbe-
hörde einzuholen. 

 
(3) Die Benachrichtigung nach Absatz 2 
unterbleibt, soweit dies im überwiegen-
den Interesse einer betroffenen Person 
liegt. Zudem kann die Benachrichtigung 
der gemäß Absatz 1 Nummer 4 und 7 ge-
nannten Personen, gegen die sich die 
Maßnahme nicht gerichtet hat, unterblei-
ben, wenn diese von der Maßnahme nur 
unerheblich betroffen sind und anzuneh-
men ist, dass sie kein Interesse an der Be-
nachrichtigung haben. Nachforschungen 
zur Feststellung der Identität einer in Satz 
2 bezeichneten Person sind nur vorzu-
nehmen, wenn dies unter Berücksichti-
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Benachrichtigung haben. Nachfor-
schungen zur Feststellung der Identität 
einer in Satz 2 bezeichneten Person 
sind nur vorzunehmen, wenn dies unter 
Berücksichtigung der Eingriffsintensität 
der Maßnahme gegenüber dieser Per-
son, des Aufwands für die Feststellung 
ihrer Identität sowie der daraus für diese 
oder andere Personen folgenden Beein-
trächtigungen geboten ist. Das Unter-
bleiben und die Zurückstellung der Be-
nachrichtigung sind zu dokumentieren. 

 
(4) Erfolgt eine Benachrichtigung ge-
mäß Absatz 2 Satz 1 nicht binnen sechs 
Monaten nach Abschluss der Maß-
nahme, bedarf die weitere Zurückstel-
lung der richterlichen Zustimmung. Die 
richterliche Entscheidung ist jeweils 
nach einem Jahr erneut einzuholen. 
Über die Zustimmung entscheidet das 
Gericht, das für die Anordnung der Maß-
nahme zuständig gewesen ist. Bedurfte 
die Maßnahme nicht der richterlichen 
Anordnung, ist für die Zustimmung das 
Amtsgericht, in dessen Bezirk die Poli-
zeibehörde ihren Sitz hat, zuständig. 
Nach zweimaliger Verlängerung ist die 
Zustimmung des für die Einlegung einer 
Beschwerde zuständigen Gerichts ein-
zuholen. § 68 Absatz 4 des Gesetzes 
über das Verfahren in Familiensachen 
und in den Angelegenheiten der freiwil-
ligen Gerichtsbarkeit findet keine An-
wendung. Fünf Jahre nach Beendigung 
der Maßnahme kann mit gerichtlicher 
Zustimmung endgültig von der Benach-
richtigung abgesehen werden, wenn die 
Voraussetzungen für die Benachrichti-
gung mit an Sicherheit grenzender 
Wahrscheinlichkeit auch in Zukunft 
nicht eintreten werden, eine weitere 
Verwendung der Daten gegen den Be-
troffenen ausgeschlossen ist und die 
Daten gelöscht wurden. Sind mehrere 
Maßnahmen in einem engen zeitlichen 
Zusammenhang durchgeführt worden, 
beginnt die in Satz 1 genannte Frist mit 
der Beendigung der letzten Maßnahme. 

 
(5) Werden personenbezogene Daten 
von Kindern, die ohne Kenntnis der Sor-
geberechtigten erhoben worden sind, 

gung der Eingriffsintensität der Maß-
nahme gegenüber dieser Person, des 
Aufwands für die Feststellung ihrer Identi-
tät sowie der daraus für diese oder andere 
Personen folgenden Beeinträchtigungen 
geboten ist. Das Unterbleiben und die Zu-
rückstellung der Benachrichtigung sind zu 
dokumentieren. 

 
 
 
 
 

 
(4) Erfolgt eine Benachrichtigung ge-
mäß Absatz 2 Satz 1 nicht binnen sechs 
Monaten nach Abschluss der Maß-
nahme, bedarf die weitere Zurückstel-
lung der richterlichen Zustimmung. Die 
richterliche Entscheidung ist jeweils 
nach einem Jahr erneut einzuholen. 
Über die Zustimmung entscheidet das 
Gericht, das für die Anordnung der Maß-
nahme zuständig gewesen ist. Bedurfte 
die Maßnahme nicht der richterlichen 
Anordnung, ist für die Zustimmung das 
Amtsgericht, in dessen Bezirk die Poli-
zeibehörde ihren Sitz hat, zuständig. 
Nach zweimaliger Verlängerung ist die 
Zustimmung des für die Einlegung einer 
Beschwerde zuständigen Gerichts ein-
zuholen. § 68 Absatz 4 des Gesetzes 
über das Verfahren in Familiensachen 
und in den Angelegenheiten der freiwil-
ligen Gerichtsbarkeit findet keine An-
wendung. Sind mehrere Maßnahmen in 
einem engen zeitlichen Zusammenhang 
durchgeführt worden, beginnt die in 
Satz 1 genannte Frist mit der Beendi-
gung der letzten Maßnahme. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(5) unverändert 
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gespeichert, sind die Sorgeberechtigten 
durch die Polizei zu unterrichten, sobald 
dies ohne Gefährdung des Zwecks der 
Maßnahme erfolgen kann. Von der Un-
terrichtung kann abgesehen werden, 
solange zu besorgen ist, dass die Unter-
richtung zu erheblichen Nachteilen für 
das Kind führt. 

 
(6) Bei der Benachrichtigung gelten dar-
über hinaus die Vorgaben des § 48 Ab-
satz 1 und Absatz 3 des Datenschutz-
gesetzes Nordrhein-Westfalen. Außer-
dem ist auf die Möglichkeit nachträgli-
chen Rechtsschutzes hinzuweisen. Die 
Benachrichtigung hat in klarer und ein-
facher Sprache zu erfolgen.“. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

(6) unverändert 
 

27. Nach § 33 werden die folgenden §§ 33a 
bis 33c eingefügt: 

 

 27. unverändert 

„§ 33a 
Benachrichtigung im Falle der Ver-
letzung des Schutzes personenbe-

zogener Daten 
 

  

(1) Hat eine Verletzung des Schutzes 
personenbezogener Daten voraussicht-
lich eine erhebliche Gefahr für Rechts-
güter betroffener Personen zur Folge, 
so hat die Polizei die betroffenen Perso-
nen unverzüglich zu benachrichtigen.  

 
(2) Die Benachrichtigung nach Absatz 1 
hat in klarer und einfacher Sprache die 
Art der Verletzung und ergänzend zu-
mindest folgende Informationen zu ent-
halten: 

 
1. den Namen und die Kontaktdaten 

des oder der Datenschutzbeauf-
tragten oder einer sonstigen An-
laufstelle für weitere Informationen, 

2. eine Beschreibung der wahrschein-
lichen Folgen der Verletzung des 
Schutzes personenbezogener Da-
ten und 

3. eine Beschreibung der von der Po-
lizei ergriffenen oder vorgeschlage-
nen Maßnahmen zur Behandlung 
der Verletzung des Schutzes per-
sonenbezogener Daten und gege-
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benenfalls der Maßnahmen zur Ab-
milderung ihrer möglichen nachtei-
ligen Auswirkungen. 

 
(3) Eine Benachrichtigung gemäß Ab-
satz 1 entfällt, wenn  

 
1. die Polizei geeignete technische 

und organisatorische Sicherheits-
vorkehrungen getroffen hat und 
diese Vorkehrungen auf die von der 
Verletzung betroffenen personen-
bezogenen Daten angewandt wur-
den. Dies gilt insbesondere für Vor-
kehrungen wie Verschlüsselungen, 
durch die die Daten für unbefugte 
Personen unzugänglich gemacht 
wurden, 

2. die Polizei durch die im Anschluss 
an die Verletzung getroffenen Maß-
nahmen sichergestellt hat, dass al-
ler Wahrscheinlichkeit nach keine 
erhebliche Gefahr mehr im Sinne 
des Absatz 1 besteht, oder 

3. dies mit einem unverhältnismäßi-
gen Aufwand verbunden wäre; iIn 
diesem Fall hat stattdessen durch 
die Polizei eine öffentliche Bekannt-
machung oder ähnliche Maßnahme 
zu erfolgen, durch die die betroffe-
nen Personen vergleichsweise 
wirksam informiert werden. 

 
Die Gründe der Entscheidung sind zu 
dokumentieren.  

 
(4) Die Polizei kann eine Benachrichti-
gung unter den in § 48 Absatz 2 des Da-
tenschutzgesetzes Nordrhein-Westfa-
len genannten Voraussetzungen auf-
schieben, einschränken oder unterlas-
sen, soweit nicht die Interessen der be-
troffenen Personen aufgrund der von 
der Verletzung ausgehenden erhebli-
chen Gefahr im Sinne des Absatz 1 
überwiegen. Die Gründe der Entschei-
dung sind zu dokumentieren. 

 
(5) Wenn der Verantwortliche die be-
troffene Person über eine Verletzung 
des Schutzes personenbezogener Da-
ten nicht benachrichtigt hat, kann die  
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oder der Landesbeauftragte für Daten-
schutz und Informationsfreiheit verlan-
gen, dies nachzuholen oder verbindlich 
feststellen, dass bestimmte der in Ab-
satz 3 genannten Voraussetzungen er-
füllt sind. Hierbei hat sie oder er die 
Wahrscheinlichkeit zu berücksichtigen, 
mit der die Verletzung des Schutzes 
personenbezogener Daten zu einer er-
heblichen Gefahr im Sinne des Absat-
zes 1 führt. § 59 des Datenschutzgeset-
zes Nordrhein-Westfalen bleibt unbe-
rührt. 

 
§ 33b 

Protokollierung bei verdeckten oder 
eingriffsintensiven Maßnahmen 

 

  

(1) Bei einer Erhebung personenbezo-
gener Daten gemäß § 16a Absatz 1, 
§§ 17 bis 21 und 31 sind zu protokollie-
ren 

 
1. das zur Datenerhebung einge-

setzte Mittel, 
2. der Zeitpunkt des Einsatzes, 
3. die Angaben, die die Feststellung 

der erhobenen Daten ermöglichen 
und 

4. die Organisationseinheit, die die 
Maßnahme durchführt. 

 
(2) Zudem sind je nach Durchführung 
der konkreten Maßnahme die betroffe-
nen Personen im Sinne des § 33 Absatz 
1 Nummer 1 bis 8 zu dokumentieren. 

 
(3) Nachforschungen zur Feststellung 
der Identität einer in § 33 Absatz 1 Num-
mer 4 und 7 bezeichneten Person sind 
nur vorzunehmen, wenn dies unter Be-
rücksichtigung der Eingriffsintensität der 
Maßnahme gegenüber dieser Person, 
des Aufwands für die Feststellung ihrer 
Identität sowie der daraus für diese oder 
andere Personen folgenden Beeinträch-
tigungen geboten ist. Die Zahl der Per-
sonen, deren Protokollierung unterblie-
ben ist, ist im Protokoll anzugeben. 

 
(4) Die Protokolldaten dürfen nur ver-
wendet werden für Zwecke der Benach-
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richtigung nach § 33 und um der be-
troffenen Person oder der oder dem 
Landesbeauftragten für Datenschutz 
und Informationsfreiheit die Prüfung zu 
ermöglichen, ob die Maßnahmen recht-
mäßig durchgeführt worden sind. Sie 
sind bis zum Abschluss der Kontrolle 
nach § 33c aufzubewahren und sodann 
automatisiert zu löschen, es sei denn, 
dass sie für den in Satz 1 genannten 
Zweck noch erforderlich sind. 

 
(5) § 55 des Datenschutzgesetzes 
Nordrhein-Westfalen bleibt unberührt. 

 
§ 33c 

Datenschutzkontrolle 
 

  

Die oder der Landesbeauftragte für Da-
tenschutz und Informationsfreiheit führt 
unbeschadet ihrer oder seiner sonsti-
gen Aufgaben und Kontrollen mindes-
tens alle zwei Jahre zumindest stichpro-
benartige Überprüfungen bezüglich der 
Datenverarbeitung bei nach § 33b zu 
protokollierenden Maßnahmen und von 
Übermittlungen an Drittstaaten gemäß 
des § 29 durch. Zu diesem Zwecke sind 
durch technische und organisatorische 
Maßnahmen in geeigneter auswertba-
rer Form die Protokollierungen gemäß 
§ 29 und § 33b zur Verfügung zu stel-
len.“. 

 

  

28. § 34c Absatz 5 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Satz 1 werden nach dem Wort 
„ist“ die Wörter „unter Beachtung 
des § 55 des Datenschutzgesetzes 
Nordrhein-Westfalen“ eingefügt. 

 
b) Satz 2 wird aufgehoben. 

 

 28. unverändert 

29. Folgender § 68 wird angefügt:  
 

 29. unverändert 

„§ 68 
Berichtspflichten gegenüber dem 

Landtag 
 

  

Die Landesregierung berichtet dem 
Landtag alle zwei Jahre über die nach 
den §§ 16a, 17 bis 20 und 21 getroffe-
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nen Maßnahmen und über Übermittlun-
gen nach § 29. Bei Maßnahmen nach 
§ 16a entfällt die Berichtspflicht, wenn 
die Observation offen durchgeführt 
wurde. Abweichend von Satz 1 ist dem 
Landtag über die nach § 20a bis 20c ge-
troffenen Maßnahmen jährlich zu be-
richten. In den Berichten wird insbeson-
dere dargestellt, in welchem Umfang 
von welchen Befugnissen, aus Anlass 
welcher Verdachtslagen Gebrauch ge-
macht wurde und inwieweit die betroffe-
nen Personen hierüber benachrichtigt 
wurden. Der Landtag macht die Be-
richte in anonymisierter Form öffent-
lich.“. 

 
 

Artikel 2 
Änderung des Ordnungsbehörden-

gesetzes  
 

 Artikel 2 
Änderung des Ordnungsbehörden-

gesetzes  
 

Das Ordnungsbehördengesetz in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 13. Mai 
1980 (GV. NRW. S. 528), das zuletzt durch 
Gesetz vom 6. Dezember 2016 (GV. NRW. 
S. 1062) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 
 
1. Im Inhaltsverzeichnis wird in der An-

gabe zu § 24 nach dem Wort „Polizeige-
setzes“ das Wort „, Datenschutz“ einge-
fügt. 

 
2. § 24 wird wie folgt geändert: 
 

a) In der Überschrift wird nach dem 
Wort „Polizeigesetzes“ das Wort „, 
Datenschutz“ eingefügt. 

 
b) Der Wortlaut wird Absatz 1 und wie 

folgt geändert: 
 

aa) In Nummer 1 werden nach 
der Angabe „§ 9“ die Wörter 
„mit Ausnahme des Absatzes 
1“ eingefügt. 

 
bb) In Nummer 6 werden nach 

der Angabe „§ 15“ die Wörter 
„mit Ausnahme des Absatzes 
2“ eingefügt. 

 

 Unverändert 
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cc) Die Nummern 7 und 8 werden 
wie folgt gefasst: 

 
„7. § 22 mit Ausnahme des 

Absatzes 2 Sätze 5 bis7 
sowie der Absätze 3 und 
5, 

 
8. § 23 mit Ausnahme des 

Absatzes 1 Satz 3, des 
Absatzes 2 Satz 3 und 5, 
des Absatzes 3 Satz 2 
und des Absatzes 6, “. 

 
dd) In Nummer 9 wird die An-

gabe „Satz 3“ durch die Wör-
ter „Satz 2, des Absatzes 4, 
des Absatzes 6, soweit die 
Datenübermittlung nach § 
29 betroffen ist, und des Ab-
satzes 7“ ersetzt. 

 
ee) Die Nummern 10 und 11 

werden wie folgt gefasst: 
 

„10. §§ 27 und 28, 
 
11. § 30 mit Ausnahme des 

Absatzes 3 Satz 2 
und“. 

 
ff) Nummer 12 wird aufgeho-

ben. 
 
gg) Nummer 13 wird Nummer 

12. 
 
c) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 
 

„(2) Für die Verarbeitung personen-
bezogener Daten durch die Ord-
nungsbehörden zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben nach diesem Gesetz gilt 
im Übrigen die Verordnung (EU) 
2016/679 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 27. April 
2016 zum Schutz natürlicher Per-
sonen bei der Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten, zum freien 
Datenverkehr und zur Aufhebung 
der Richtlinie 95/46/EG (ABl. L 119 
vom 4.5. 2016, S. 1, L 314 vom 
22.11.2016, S. 72) und ergänzend 
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Teil 1 und Teil 2 des Datenschutz-
gesetzes Nordrhein-Westfalen vom 
[einsetzen: Ausfertigungsdatum 
und Fundstelle des neuen Daten-
schutzgesetzes]in der jeweils gel-
tenden Fassung.“. 

 
Artikel 3 

 
Durch diese Gesetze wird das Grundrecht 
aus Artikel 2 Absatz 1 in Verbindung mit Ar-
tikel 1 Absatz 1 des Grundgesetzes (Recht 
auf informationelle Selbstbestimmung) ein-
geschränkt. 
 

 Artikel 3 
 

Unverändert 
 
 

Artikel 4 
 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkün-
dung in Kraft. 
 

 Artikel 4 
 

Unverändert 
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Bericht  
 
A Allgemeines 
 
Der Gesetzentwurf der Landesregierung „Gesetz zur Anpassung des Polizeigesetzes Nord-
rhein-Westfalen und des Gesetzes über Aufbau und Befugnisse der Ordnungsbehörden“ –
Drucksache 17/2576 – wurde am 16. Mai 2018 nach der 1. Lesung einstimmig an den Innen-
ausschuss überwiesen.  
 
Mit einer Änderung des Polizeigesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen und einer Änderung 
des Ordnungsbehördengesetzes sollen Vorgaben der EU-Datenschutzreform (Datenschutz-
grundverordnung) und des Bundesverfassungsgerichts umgesetzt werden.  
 
 
B Beratung 
 
Der Innenausschuss hat den Gesetzentwurf in seinen Sitzungen am 7. Juni 2018, 13. Sep-
tember 2018, 22. November 2018 und 6. Dezember 2018 beraten. 
 
In der Sitzung am 7. Juni 2018 wird eine Anhörung von Sachverständigen beschlossen, die 
am 13. September 2018 durchgeführt wird. Die geladenen Sachverständigen sind der Einla-
dung 17/406 zu entnehmen.  
 
Die Sachverständigen waren gebeten, im Vorfeld der Anhörung schriftlich Stellung zu dem 
Gesetzentwurf zu nehmen. Dem Ausschuss liegen zur Anhörung von allen geladenen Sach-
verständigen Stellungnahmen vor: 
 

Dr. Sebastian J. Golla 
Johannes Gutenberg-Universität Mainz 
Fachbereich Rechts- und Wirtschaftswissenschaften 

Stellungnahme 17/782 

Professor Dr. Dr. Markus Thiel 
Deutsche Hochschule der Polizei 
Münster 

Stellungnahme 17/785 

Landesbeauftragte für Datenschutz und  
Informationsfreiheit Nordrhein-Westfalen 
Düsseldorf 

Stellungnahme 17/791 

Professor Dr. Mark Zöller 
Universität Trier 

Stellungnahme 17/808 

 
Den kommunalen Spitzenverbänden war gemäß § 58 GO LT Gelegenheit zur Stellungnahme 
gegeben worden, die diese wie folgt wahrnahmen: 
 
Städtetag NRW, Städte- und Gemeindebund NRW Stellungnahme 17/758 
Landkreistag NRW Stellungnahmen 17/773 und 17/796 
 
In der Anhörung nehmen alle geladenen Sachverständigen mündlich Stellung. Die Anhörung 
ist mit Ausschussprotokoll 17/365 dokumentiert.  
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In der Sitzung am 22. November 2018 wird eine Aussprache über die Anhörung geführt. Die 
Koalitionsfraktionen stellen einen Änderungsantrag zu dem Gesetzentwurf in Aussicht. 
 
Die abschließende Beratung und Abstimmung über eine Beschlussempfehlung findet in der 
Sitzung des Innenausschusses am 6. Dezember 2018 statt. Zu der Sitzung liegt mit Drucksa-
che 17/4490 ein gemeinsamer Änderungsantrag der Fraktion der CDU und der Fraktion der 
FDP vor. 
 
In der Beratung bemängelt die Fraktion der SPD den späten Zugang des angekündigten Än-
derungsantrags. So habe sie unzureichend Gelegenheit gehabt zu prüfen, in wie weit der Än-
derungsantrag den von ihr kritisch gesehenen Gesetzentwurf optimiert. Die Fraktion kündigt 
an, sich aus diesem Grund bei der Abstimmung im Ausschuss zu enthalten. 
 
Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN kritisiert das Beratungsverfahren, welches nun heute 
in eine Beschlussempfehlung münden soll. Nach ihrer Wahrnehmung habe es eine andere 
zeitliche Verständigung gegeben. Die Fraktion führt aus, dass sie Änderungsbedarf sehe, nun 
jedoch aus zeitliche Gründen auf einen eigenen Änderungsantrag verzichten müsse. Die Frak-
tion kündigt an, sich aus diesem Grund bei der Abstimmung im Ausschuss zu enthalten. 
 
Sodann werden der Änderungsantrag und der Gesetzentwurf zur Abstimmung gestellt.  
 
 
C Abstimmungen 
 
Der Innenausschuss nimmt den Änderungsantrag der Fraktion der CDU und der Fraktion der 
FDP – Drucksache 17/4490 – mit den Stimmen der Fraktion der CDU und der Fraktion der 
FDP bei Enthaltung der Fraktion der SPD, der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der 
Fraktion der AfD an. 
 
Der so geänderte Gesetzentwurf der Landesregierung – Drucksache 17/2576 – wird mit den 
Stimmen der Fraktion der CDU und der Fraktion der FDP gegen die Stimmen der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Enthaltung der Fraktion der SPD und der Fraktion der AfD 
angenommen. 
 
 
 
 
 
Daniel Sieveke 
Vorsitzender 


